
Rhein-Neckar-Kreis

Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Stadt Hemsbach sowie Wirtschaftsplan 
des Eigenbetriebs Wasserversorgung für das Haushalts- und Wirtschaftsjahr 
2026 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aufgrund Ihrer Vorlage vom 26.02.2026 ergeht folgende Haushaltsverfügung: 

I.

Wir bestätigen die Gesetzmäßigkeit der vom Gemeinderat am 23.02.2026 beschlos­
senen Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 gemäß§§ 81 Abs. 2, 121 Abs.  
2 Gemeindeordnung (GemO). 

Gleichzeitig genehmigen wir gemäß § 86 Abs. 4 GemO den in § 3 der Haushaltssat­
zung festgesetzten Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen 
von Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen 
und lnvestitionsförderungsmaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen) in 
Höhe von 

600.000, -€ 
(in Worten: Sechshunderttausend Euro). 

Der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe 
von 3.000.000 € bedarf keiner Genehmigung nach§ 89 Abs. 3 GemO.
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II.

Wir bestätigen die Gesetzmäßigkeit des vom Gemeinderat am 23.02.2026 beschlos­
senen Wirtschaftsplans für den Eigenbetrieb Wasserversorgung für das Wirtschafts­
jahr 2026 gemäß§ 12 Abs. 4 Eigenbetriebsgesetz (EigBG) in Verbindung mit§§ 81  
Abs. 2, 121 Abs. 2 GemO. 

Gleichzeitig genehmigen wir gemäß§ 12 Abs. 4 EigBG in Verbindung mit§ 87 Abs. 2 
GemO den in Ziffer 3 des Wirtschaftsplans festgesetzten Gesamtbetrag der vorgese­
henen Kreditaufnahmen (Kreditermächtigung) in Höhe von
 

126.000 € 
(in Worten: Einhundertsechsundzwanzigtausend Euro) 

sowie gemäß§ 12 Abs. 4 EigBG in Verbindung mit§ 89 Abs. 3 GemO den in Ziffer 5 des 
Wirtschaftsplans festgesetzten Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe von 

500.000 € 
(in Worten: Fünfhunderttausend Euro). 

* 
Allgemeine Hinweise zum Haushaltsplan 
sowie zur mittelfristigen Finanzplanung 

1. Ergebnishaushalt:
 
Der vorgelegte Haushalt der Stadt Hemsbach für das Jahr 2026 sowie die Finanzpla­
nung bis zum Jahr 2029 weist im Ergebnishaushalt in allen Planjahren negative or- 
dentliche Ergebnisse auf. Das Defizit im laufenden Haushaltsjahr beläuft sich auf 
-2.778.900 EUR. Durch die voraussichtlich vorhandenen Ergebnisrücklagen ist der 
Haushaltsausgleich bis zum Jahr 2028 nach Maßgabe des § 80 Abs. 3 S. 1 GemO
i. V. m. § 24 Abs. 1 S. 1 GemHVO gewährleistet. Im Jahr 2029 kann der Haushaltsaus­
gleich nur durch eine zusätzliche Entnahme aus den Überschüssen aus dem Sonder­
ergebnis gemäß§ 80 Abs.3 S.1 GemO § 24 Abs.2 GemHVO erreicht werden. Die  
diesjährige Haushaltsplanung ist damit gesetzmäßig, jedoch wird hierdurch das nach 
§ 80 Abs. 2 S. 2 GemO geforderte materielle Gleichgewicht von Ressourcenaufkom­
men und Ressourcenverbrauch nicht erreicht.

2. Finanzhaushalt und Liquidität:

Auf den Finanzhaushalt schlägt sich das strukturelle Ungleichgewicht des Ergebnis­
haushaltes insoweit durch, dass es der Stadt durchweg nicht gelingen wird, überhaupt 
den Mindestzahlungsmittelüberschuss in Höhe der ordentlichen Kredittilgungen, ge­
schweige denn einen Beitrag zur Finanzierung der geplanten Investitionen leisten zu
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können. Vielmehr wird in allen Planjahren mit negativen Nettoinvestitionsfinanzie­
rungsmitteln von summiert 5,9 Millionen Euro gerechnet. 

Durch den Finanzierungsmittelbedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit (1.170.000 
EUR), den investiven Finanzierungsmittelbedarf (1.339.100 EUR) sowie den Finanzie­
rungsmittelbedarf aus Finanzierungstätigkeit (650.100 EUR) schließt der Gesamtfi­
nanzhaushalt in 2026 mit einer veranschlagten Verringerung des Finanzierungsmittel­
bestandes um 3.160.000 EUR ab, sodass sich der Bestand an liquiden Mitteln zum 
Jahresende auf noch 4.393.400 EUR belaufen wird. Für das kommende Haushaltsjahr 
wird von einer weiteren Entnahme in Höhe von 3.675.700 EUR ausgegangen, infolge­
dessen die Liquidität zum 31.12.2028 nur noch knapp über der Mindestliquidität liegt, 
was der Stadt keinen finanziellen Spielraum mehr gibt. In den Haushaltsjahren 2028 
und 2029 sind daher keine Entnahmen mehr möglich und die investiven Maßnahmen 
müssen ausschließlich über Kredite finanziert werden.

3. Kreditermächtigung und Verschuldung:

Laut dem vorgelegten Investitionsprogramm beträgt das Investitionsvolumen von 2026 
bis 2029 insgesamt rund 16,7 Millionen EUR. Dies führt dazu, dass neben dem oben 
aufgezeigten Liquiditätsverzehr in den Jahren 2027 - 2029 Kreditaufnahmen in Höhe 
von summiert 7,8 Millionen EUR geplant sind. 

Die Pro-Kopf-Verschuldung liegt aktuell bei 869,53 EUR (Kernhaushalt). Sie würde 
sich bei planmäßigem Verlauf zum 31.12.2029 auf rund 15 Mio EUR erhöhen, was 
einer Pro-Kopf-Verschuldung von 1.298,03 EUR entspricht. Zum Vergleich, der durch­
schnittlichen Schuldenstand von Gemeinden der gleichen Größenklasse in Baden­
Württemberg (10.000-20.000 Einwohner) im Kernhaushalt liegt zum 31.12.2024 bei 
nur 511 EUR. 

Im Übrigen machen wir vorsorglich darauf aufmerksam, dass auf Basis der derzeitigen 
Planzahlen und allein unter Bezugnahme auf§ 87 Abs. 1 GemO in den Haushaltsjah­
ren 2028 und 2029 Kreditaufnahmen in unzulässiger Höhe vorgesehen sind. Die Stadt 
plant mit einem Saldo aus Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und Einzahlungen 
aus Investitionszuwendungen bzw. Investitionsbeiträgen in Höhe von -2.233.100 EUR 
(2028) sowie -1.668.700 EUR (2029). Unter Beachtung des gemeindewirtschaftsrecht­
lichen Grundsatzes des§ 87 Abs. 1 GemO, wonach Kredite nur für Investitionen, ln­
vestitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung abzüglich objektbezogener 
Zuweisungen und Zuschüsse aufgenommen werden dürfen, stellen diese Beträge die 
jeweiligen Kreditobergrenzen dar.1. Bei der.Fortschreibung der Finanzplanung ist hie­
rauf zu achten.

1 sofern es sich bei den Zuweisungen und Zuschüsse nicht um sog. ,,nachlaufende“ Zuschüsse handelt
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4. Zusammenfassung:

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass alle in der Finanzplanung relevanten (Eck-) 
Kennzahlen bedenklich negativ sind. Die vorliegenden Zahlen des Ergebnishaushaltes 
lassen keinerlei Perspektive erkennen, dass die Stadt Hemsbach in absehbarer Zukunft 
ein ausgeglichenes ordentliches Ergebnis erzielen kann, ein eklatantes und struktu­
relles Ungleichgewicht der Erträge und Aufwendungen bleibt bestehen. Durch das 
umfc,mgreiche Investitionsverhalten und den damit einhergehenden Folgekosten, 
insbesondere steigenden Abschreibungsaufwendungen, wird die Struktur des Ergeb­
nishaushaltes künftig noch stärker belastet. Bei allem Verständnis dafür, dass die allge­
meine, prekäre Finanzsituation der kommunalen Ebene weitgehend fremdbestimmt ist, 
sollte die Stadt Hemsbach dennoch nichts unversucht lassen, die eigene Leistungsfä­
higkeit im Interesse einer nachhaltigen Sicherung der stetigen Aufgabenerfüllung durch 
entsprechende Konsolidierungsmaßnahmen zu steigern. 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Einführung des NKHRs (vgl. Kunze/ 
Brenner/ Katz, Rn. 78 zu § 80 GemO) wurden dabei bestimmte Vorgaben für die Er­
stellung eines kommunalen Konsolidierungsprogramms zusammengeführt: Danach 
sollen in einem ersten Schritt die Ursachen des Haushaltsungleichgewichts beschrie­
ben werden. Im zweiten Schritt soll das Konsolidierungsziel (Wiedergewinnung des 
Haushaltsgleichgewichts) und der Zeitraum genannt werden. Abschließend sollen die 
in Aussicht genommenen Einzelmaßnahmen zur Erreichung des Ziels festgelegt wer­
den.

Beispielhaft und ohne Anspruch auf Vollständigkeit werden folgende Möglichkeiten der 
Haushaltskonsolidierung aufgezeigt:

• Überprüfung auf Kürzung oder Entbehrlichkeit aller Freiwilligkeitsleistungen
(z.B. Vereinsförderung, Verfügungsmittel, Fördermaßnahmen, Repräsentati	

	 onsmittel, kommunale Zuschüsse und ähnliche Leistungen, die über den recht	
	 lich festgelegten Rahmen hinaus gewährt werden.)
• Überprüfung der Einsparmöglichkeiten bei allen Teilhaushalten
• Erhöhung der Realsteuer-Hebesätze
• Einrichtung einer Haushaltsstrukturkommission
• Anordnung einer haushaltswirtschaftlichen Sperre nach § 29 GemHVO
• Prüfung der Vertiefung der Kommunalen Zusammenarbeit (Synergieeffekte)
• Investitionen aussetzen, verschieben oder ganz streichen; dabei sind auch die

Folgekosten der Investitionen (z.B. Abschreibungen) zu berücksichtigen
• Konsequente und nachhaltige Verbesserung der Einnahmeseite
• Umfassende Überprüfung des kommunalen Aufgabenkatalogs

Insgesamt müssen sowohl die Einnahme- als auch die Ausgabenseite einer kritischen 
Prüfung unterzogen und konkrete Maßnahmen unmittelbar umgesetzt werden, um eine 
zeitnahe Verbesserung der Haushaltlage zu erreichen.
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Die Rechtsaufsichtsbehörde hegt die begründete Hoffnung, dass sich die städtischen 
Organe der kritischen Finanzlage bewusst sind und künftig gemeinsam und entschlos­
sen die Konsolidierung verstärkt in Angriff nehmen werden. 
Sollten in naher Zukunft keine wesentlichen Verbesserungen eintreten bzw. ein Ende 
des Kapitalverzehrs nicht absehbar sein, behält sich die Rechtsaufsichtsbehörde nach 
Maßgabe des § 122 GemO vor, ein umfassendes Haushaltsstrukturkonzept einzufor­
dern. 

Bezüglich der in Teil A des Stellenplans ersichtlichen haushaltsrechtlich möglichen 
Beförderung gehen wir davon aus, dass hierfür die beamtenrechtlichen Voraussetzun­
gen ­ insbesondere Stellenbewertung, dienstliche Beurteilung und laufbahnrechtliche 
Vorgaben ­ erfüllt sind. 

Um Vollzug und weitere Veranlassung nach § 81 Abs. 3 GemO wird gebeten. Den 
entsprechenden Protokollauszug der Gemeinderatssitzung vom 26.02.2026 bitten wir, 
nachzureichen 

Mit freundlichen Grüßen
F. Grünewald
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